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PRÄSIDENTENKONFERENZ DER LANDWIRTSCHAFTSKAMMERN ÖSTERREICHS 

A. Z.: 

Betreff: 

Wien I., Löwe1straße 12 
Postfach 124 1014 Wien 

Telefon 63 07 41, 63 77 31 Fernschreiber 13/5451 

Es wird ersucht, bei Antwortschreiben das 

Aktenzeichen anzugeben. 

Zum Schreiben vom ........................ .. 

A. Z.: ........... .. ... .. 

An das 

Wien, am .,,) 8 ...... M�rz . .. 1.986 ... 

Pr�sidium des Nationalrates 
Parlament 
1010 Wien 

Dalu ... : 

Betreff: Entwurf eines Bundesgesetzes, 
mit de:n das Kreditwesengesetz, 
das EinkolTIJilensteuergesetz, das 
Körperschaftsteuergesetz, das 
Gewerbesteuergesetz, das Bun­
desgesetz über die Einführung 
der Zinsertragssteuer, das 
Strukturverbesserungsgesetz 
und das PSK-Gesetz geändert 
werden sollen. 

Die Pr�sidentenkonferenz der Landwirtschaftskammern Öster­

reichs übermittelt in der Anlage 25 Exemplare ihrer Stellung­

nahme zu dem im Betreff genannten Entwurf. 

Für den Generalsekret�r: 

(� .. I . �� � 

\I( 

25 Beilagen 
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PRÄSIDENTENKONFERENZ 
DER LANDWIRTSCHAFTSKAMMERN 

ÖSTERREICHS 

\ B Q � 1"-1' D -; T; r�, /"-'\. u�.Jll .ii. �Jii" i 

Wien, am ............ �?�.�.:.�?�.� ................. . 
Wien 1.. Löwelstraße 12. Postfach 124 1014 Wien 
Telefon 63 0741.6377 31. Fernschreiber 13/5451 

G.Z. � J.{-186/R 
z.Schr.v.: 31.1. und 26 . 2 . 1986 
G.Z. � 23 l009/ 1-V/4 / 06 

23 l009/16-V/14/86 

An das 
Bundesministerium f�r �inanzen 

Himmelpfortgasse 4-g 
l:los·tfach 2 
1015 r:Jien 

Betreff Entwurf eines �undesgesetzes. 
mit dem das Kreditwesengesetz, 
das Einkonunensteuergesetz. das 
K�rperschaftsteuergesetz, das 
Gewerbesteuergesetz, das Bun­
desgesetz über die Einführung 
der Zinsertragssteuer, das 
Strukturverbesserungsgesetz 
und das PGR-Gesetz ge�ndert 
werden sollen. 

Die Pr�sidentenkonferenz der Landwirtschaftskammern Öster­

reichs beehrt sich, dem bundesministerium für Finanzen 

zu der" irn Betreff genannten Entwurf folgende Stellungnahme 

bekanntzugeben� 

Zu Artij{el I: 

Zu L. 31 (§ 24): 

Die NÖ .l..andes-Lanchlirtschaftskammer ist durch den vorlie­

genden Entwurf einer Novelle zum Kredi·twesengesetz insoweit 

besonders betroffen, als dadurch eie A.usübung der ihr von 

der NÖ.Landesregierung übertragenen Hevision der Raiffeisen­

kassen in J:.Jiederös·terreich in Frage gestellt würde. 
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Gemäß den bestimmungen des Genossenschaftsrevisionsgesetzes 

(BGbl. 133/1903) wird die Revision von Genossenschaften 

grundsätzlich durch einen vom Bundesministerium für Inneres 

anerkannten Revisionsverband durchgeführt. Ein derartiger 

Revisionsverband ist dabei entwecer in Vereins- oder in 

Genossenschaftsform zu errichten. 

Als P.usnahme hievon iJestimmt der ::-5 14 des Genossenschafts­

revisionsgesetzes. daß Genossenschaften dann der Revision 

der Landesregierung unterstehen, wenn und solange diese 

das Revisionsrecht für sich beans?rucht. Als Voraussetzung 

hiefür ist es jedoch erforderlich, daß 

a) die Genossenschaften Subventionen oder Darlehen aus 

:t:..anc.1esmi t'celn oder aus anderen ihrer Aufsicht unter­

stellten Vermögen empfangen haben od.er 

b) die �enossenschaften sich durch ihre Satzung ausdrücklich 

der Ii:evision durch die Landesregierung unterwerfen. 

Aufgrund der tiestL;mmngen der Genossenschaftsnovellen 1934 

und 1936 kann die Landesregierung, sofern sie das Revi­

sionsrecht beansprucht hat, eine Lano.vlirtschaftskammer 

damit ;:>etrauen. 

Die NÖ.Landesregierung hat mit Bekanntmachung vom 31.12.1929 

(siehe }:;eilage I) ihr 9,evisionsrecht über die landvlirt­

schaftlichen Genossenschaften in NieCerösterreich für sich 

in Anspruch genom�len und im Sinne der obangeführten Bestim­

mungen 9 le ich ze i t ig tUe NÖ. Lande s -Lanc!wi rt schaf t skammer 

mit der Ausübung des :.·:evisionsrech·tes betraut. 

Die NÖ.Landesregierung hat mit Beschluß vom 27.2.1946 (siehe 

Beilage 11) ihr Revisionsrecht und die Betrauung der 

nö. Lanc\es-Landwirtschaftskammer bestätigt. 
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Aufgrund der genannten Rechtsgrundlagen �bt die NÖ.Landes­

Land:t'iirtschaftskamrner 6.ie Hevisionstätigkeit f�r alle Raiff­

eisen-Genossenschaften und damit auch alle n�.Raiffeisen-

kassen aus. 

Das zur Zeit gel tenc.e Rredi tTJ/esengesetz hatte die für die 

Revision der n�.Raiffeisenkassen maßgebliche rechtliche 

Situation nicht ge�ndert. 

Durch den nunmehr vorliegenden Ent"mrf vlird dieser Zustand 

jed.och in i'rage ges·tellt. Abs 3 normiert. daß der Jahres­

abschluß jeder Bank unter Einbeziehung der Buchf�hrung 

unO. des Geschäftsberich·tes, so\tJei t er den l-illschluß erläu­

tert, durch Bankpr�fer zu prüfen ist. Zu Bankpr�fern dürfen 

jec�or::h .!?ersonen ni:::::ht bestellt werden c bei denen die im 

Abs I:: angeführten Ausschließungsgründe vorliegen. Als solche 

werden unter der Z 7 wörtlich angefiihrt, daß "die pr�fungs­

einrichtung, die ö.en JJankprüfer bestellt, nicht ein selb­

ständiger Prüfungsverband ist, der neben Beratung und De­

pot�rüfung nur den Zweck hat, eine Prüfungsstelle zur Durch­

führung der gesetzlichen Prüfungen zu unterhalten". 

Soferne diese bestünmung Gesetz 'tlirdc ist die bisherige 

Praxis der Revisionsdurchf�hrung für Raiffeisenkassen nicht 

mehr aufrecht zu erhalten" weil sie mit § 2'': Abs 4 Z "/ 

nicht in Einklang zu bringen ist unO. - zumindest f�r den 

bereich der xaiffeisenkassen - den � 14 Genossenschafts­

revisionsgesetz inhaltlich derogieren würde. Weder die 

NÖ.Landesregierung noch die von ihr zur nevisionsdurchf�h­

rung clelegierte l�Ö. Lanöes-LanClwirtschaftskammer w�rden 

n�mlich �i 24 Abs 11 Z; 7 o.es Bntwurfes entsprechen k�nnen, 

weil der primäre Zr,.feck Deider Ins·ti tu·tionen auf anderen 

Gebieten liegt. 

Soll·te die in Hede stehende Bestimmung des KvlfG-Entwurfes 

tatsächlich Gesetz �qerden, müßte zwangsläufig f�r die 

n�.�aiffeisenkassen ein eigener Revisionsverband entweder 

in Vereins- oder Genossenschaftsform gegr�ndet werden. 
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Damit würde ohne jegliche Notwendigkeit eine Prüfungsein­

richtung zerstört 'ver6,en, die jahrzehntelang ihre Aufgaben 

bestmöglich erfüllt hat. Die Objektivität der NÖ. Landes­

Land�'lirtschaftskammer als Prüfungsstelle für Kreditgenos­

senschaften ist nicht zuletzt gerade dadurch gewihrleistet, 

daß die zu prüfeno.en hankinstitute nicht kammer zugehörig 

sin�. sondern deren gesetzlich zuständige Interessenvertre­

tung ehe NÖ. Handelskammer ist. Die {!Ö. Landes-Landwirt­

schaftskammer ninunt in Entsprechung c�es NÖ. Landwirtschafts­

kamlllergesetzes vonliegend andere als i:zcvisionsaufgaben 

wahr, 6ies jedoch nicht für die zu pr�fenden �anken. 

Schon dadurch ist sichergestellt. daß die bankprüfung einer­

seits ohne sachfrcwde Einflußnahme und andererseits ohne 

die Gefahr von In'teressenskollisionen <).urchgeführt werden 

kann. Dies manifestiert sich organisationsmäßig darin, daß 

für Zwecke der Revisionsdurchführung eine eigene Abteilung 

(Genossenschafts- und �evisionsabteilung) installiert ist, 

deren �itarbeiter ausschießlich Prüfungsagenden iln Sinne 

des Ger,ossenschaf'csrevisionsgese't7.es bzvJ. des Kredi twesen­

gesetz zu erfüllen haben. 

Die l?räsidentenkonferenz der Landvlir'tschaftskammern bean­

tragt daher die gesetzliche Absicherung des dargestellten 

un6 bewährten Zustandes durch folgende Ergänzung des 

§ 2'i Abs � Z 7 des !.�nt"mrfes � 

;'7. mi·t Ausnahme eine!' öffentlich-rechtlichen Körperschaft 

die Prüfungseinrichtung. die den Bank?rüfer bestellt, nicht 

ein selbständiger pr�fungsverband ist, der neben Beratung 

und Depotprüfung nur den Zweck hat, eine Prüfungsstelle 

zur Durchführung Ci.er gesetzlichen Prüfungen zu unterhalten. " 

.' 
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Zu den Anlagen I und zu § 24 KWG; 

Der vorliegende EntvlUrt der KHG-Novelle sieht ein Inkraft­

treten mit 30.6.l9U6 vor. In bezug auf die Gliederungs­

vorschriften des Jahresabschlusses f�r xreditgenossenschaf­

ten wird folgendes eingevlendet � 

1. Der neue Jahresabschluß erfordert umfangreiche buchhal­

terische und EDV�technische Änderungen, die in der zur 

Verfügung stehenden Zeit im Jahre 1986 nicht mehr durch­

geführt werden können. Ein Inkrafttreten der vorliegen­

den I{'jiG-Novelle hätte zur 1"olge, daß während des J<ahres 

19 C 6 z\vei verschied.ene Buchhai tungsgllederungen (Kon­

tenpläne) vorhaneen wären, die zu erheblichen Schwierig­

keiten bei der Erstellung des Jahresabschlusses 1986 

führen würden. 

2. Der neue Jahresabschluß ist vlesentlich umfangreicher 

als 6.er bisherige, "l.'lodurch die Übersich<tlichkeit und 

Klarheit eingeschränkt wird. Problematisch erscheint 

die Ver�ffentlichung eines solch umfangreichen Jahres­

abschlusses mit der Gewinn- und Verlustrechnung beson­

ders im Hinblick auf die unterschiedliche Wettbewerbssi­

tuation zwischen den zentral geführten Großbanken mit 

?ilialstruktur und den dezentral organisierten selbstän­

digen Kreditgenossenschaften. Jedenfalls sollte die 

Grenze für die Veröffentlichungspflicht, schon aus Ko­

stengründen, von bisher 30U Mill.E Bilanzsumme auf 5 

B:illiarden S angehoben werden. 

3. Die Begutachtungsfrist ist für die Abgabe einer Stel­

lungnahme betreffend die einzelnen Hilanzpositionen viel 

zu kurz. Trotzdem wurde folgences festgestellt: 

a) bei der Position Aktiva 6 (Wertpapiere) ergeben sich 

Probleme bei der Zusatzangabe \i-Jennbetrag", 'ltveil 

nicht alle Wertpapiere einen Nennbetrag aufweisen 

(z.8. Investmentzertifikate). 
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b) Da in der Position Aktiva 9a die Gemeinde Wien geson­

dert genannt vlird, müßte die Position 9b wie folgt 

lauten� 

An sonstige Gemeinden. 

c) Die Position Aktiva 16 ware zu streichen, da es eigene 

Genossenschaftsanteile nicht gibt. 

d) Die Position Aktiva 17 ist im Binblick auf die Posi­

tion Aktiva 12 unklar. 

e) Die Aktivaposition 27 bedarf n�herer Brl�uterungen. 

f) In den Passivapositionen 1b und lc ist vor "Kündi­

gungsfrist" das &Jort "vereinlJarten " einzufügen. 

g) 0er im Gesetzestext geforderte getrennte Ausweis 

der Sonderhaftrücklage fehlt auf der Passivseite 

der Bilanz. 

In Anbetracht der Ausführungen zu Punk"t 1. sollte daher 

elie vorliegende K�';G-Novelle nicht mehr im Jahre 1986 in 

Kraft treten. 

Zu anderen Bestimmungen dieses En'tvJUrfes wird auf das in 

Kopie beigeschlossene Gutachten ces �achverbandes der Kre­

ditgenossenschaften nach dem System �{aiffeisen verwiesen. 

Dieses Gutachten \'lird von der PräsiccnJcenkonferenz der 

Landwirtschaftskammern ausdrüc�lich vollinhaltlich zum 

Inhalt ihrer Stellungnahme erklärt (Beilage III). 

Das Präsidium des Nationalrates wird von dieser Stellung­

nahme c.1urch Übersendung' von 22 Abzügen in Kenntnis gesetzt. 

Der Präsident� Der Generalsekretär: 

Beilagen 

, 
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BUNDESKAMMER 

DER GEWERBLICHEN 

WIRTSCHAFT 

SEKTIOt� GELD-, KREDIT­
UNO VERSICHERUNGSWESEN 

An die 
Präsidentenkonferenz 
der Landwirtschaftskammern 
Österreichs 
Löwelstraße 12 
1010 Wi e n 

L 

Sehr geehrte Herren! 

t.>e .. � 111 

FACHVERBAND 

DER KREDITGENOSSEl'lSCHAFTEN 

NACH OEM SYSTEM RAlFFElSEN 

HOLLf..tmSTRhS5E 1 
�-:j20 VIIEI·j 

WlW. AM 17.2.1986 

TELEFON (021,) 2636-

25 62. 25 t� (DURCHwt,HL) 

G!:SCHAFTSZAHL Dr. Bi/B/826 

IHRE 1'ACHRICHT. rZAHL. D,\TUM) 

BE TRI F F T: Entwurf einer Novelle 
zum Kreditwesengesetz 

Vorweg erlauben wir uns festzuha lten, daß wir keine Notwendigkeit, für ein 
neues Kreditwesengesetz sehen, da unsere Kraft der Selbstverwaltung und 
Selbstverantwortung im Rahmen des geltenden Rechtes von jeher die beste 
Garantie dafür war 'und ist, die Funktionsfänigkeit der österreichjschen 
Raiffeisen-Geldorganisation zu sichern und den Gläubigerschutz zo gewähr­
leisten. 

Der nunmehr zur offiziellen Begutachtung überreichte Entwurf einer Novelle 
1986 zum Kreditwesengesetz - tatsächlich handelt es sich um ein grundlegend 
neues Gesetz - stellt das gesamte österreichische Bankwesen, insbesondere aber 
die dezentral organisierten Sektoren, vor schwierigste Aufgaben. Die Ziel­
setzung der Novelle, nämlich die Verbesserung der Eigenkapitalausstattung der 
Banken, ist zu beg rOßen und zu unterstatzen, doch erfordert die Bedeutung und 
Sensibilität der Materie ein behutsames Vorgehen, soll nicht die Funktions­
fähigkeit des Bankwesens und damit der gesamten Volkswirtschaft gefährdet wer­
den. 

Mit ,2rößter Besorgnis betrachten wir die im Entwurf nach wir vor gegebene Ten­
denz zur Umwandlung aller Banken in Aktienbanken. 

In ihrer fast 100jährigen Geschichte haben die Raiffeisenkassen niemals staat­
liche Hilfe in Anspruch genommen. Dies zeigt, daß die Rechtsform einer Genos­
senschaft sehr wohl für den Bankbetrieb geeignet ist. Auch im Obrigen Europa 
können Bankgeschäfte nicht nur durch Unternehmungen in der Rechtsformeiner 
Aktiengesellschaft geführt werden. Gerade die genossenschaftliche Rechtsform 
verwirklicht mit ihren Charakteristika 

- Nähe zum Kunden, 
- demokratische Mitbestimmung, 
- freiwillige Solidarität 

alle Prinzipien einer modemen Unternebnensphilosophie. Um die Funktionsfähig­
keit der Genossenschaftsbanken und die Erhaltung von aber 17.000 Arbeitsplät-
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zen allein hei den Raiffeisenhanken auch in Zukunft zu �ewAnrleisten, bitten 
wir um BerOcksichti�ung unserer nachstehenden Ausführungen in Ihrer Stellung­
nahme. 

Zu den einzelnen Bestimmungen des Fntwurfes erl auben wir uns, wie folgt Stel­
lung zu nehmen: 

ad § 3 Abs. l: 

Die Formulierung, daß Gelder von Sparvere insm i tgliedern "auf Namen und auf 
Rechnung der einzelnen Mitglieder" bei einer Bank eingelegt werden mOssen, 
läßt wohl nur die Interpretation zu, daß fOr jedes einzelne Sparvereinsmit­
glied ein gesondertes Sparkonto gefahrt werden muß. Un den damit verbundenen 
VeIWaltt.mgsaufwand zu verhindern, sollten die beiden Worte "auf Namen" ge­
strichen werden. 

ad § 8 Abs. 1: 

Gemäß Z. 1, 4. Satz, gelten als Beteiligung insbesondere Anteile an einer Ka­
pitalgesellschaft oder an einer Genossenschaft, deren Nennbetrfige insgesamt 
25 , des Nennkapitals oder aller Geschäftsanteile erreichen. Hier erscheint es 
gerechtfertigt, das Wort "erreichen" durch das Wort ''ürerschreiten'' zu erset -

. zen, zumal im deutschen Kreditwesengesetz diese Grenze bei· 50 \ liegt. 

Z. 8, wonach die Ubertragung vinkulierter Namensaktien (§ 8 a Abs. 10) bewil­
ligungspflichtig ist, erachten wir im Hinblick auf unsere AusfOhrungen zu S 8 
a, Abs. 10, letzter Absatz, für entbehrlich. 

ad § 8 a Abs. 8: 

Nach dem nunmehrigen Wortlaut soll die Zugerhörigkeit zum Fachverband und des­
sen Einrichtungen durch die Einbringung unberührt bleiben. Nur aus den Frläu­
terungen ergibt sich, daß unter den Einrichtungen des Fachverbandes insbeson­
dere auch die bestehenden PrOfungseinrichtungen zu verstehen sind. 

Da die gesetzlichen PrOft.mgsverbände keine Einrichtungen der Fachverbände sind 
und ihre Aufgaben unabMngig von den Fachverbänden erfOllen, muß die entspre­
chende Gesetzesbestimmung daher folgendermaßen lauten: 

'�ie Zugehörigkeit zum Fachverband und dessen Einrichtungen sowie die Zustän­
digkeit der Prüft.mgseinrichtungen (§ 24) bleiben durch die Einbringung unbe­
rührt. " 

ad § 8 a Abs. 10: 

Nach dem letzten Absatz hat die Satzung der Aktiengesellschaft sicherzustel­
len, daß die einbringenden Sparkassen, Landeshypothekenbanken und Genossen­
schaften zumindest SI , der Aktien in Form vinkulierter Namensaktien zu Ober­
nehmen haben. Um eine Uberfremdung zu verhindern, sollte es helfen "dauernd zu 
ifbernehmen haben." 
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ad � 10: 

Z. 1: Im Interesse der Verwaltungsvereinfachung müßte eine Anzeigepflicht für 
Äßderung des d en Zweck und Gegenstand d er Sat zung re�e1n�en Paragraphen genü­
gen. 

Z. 2: Die Formulierung des KWG 1979, wonach jeder ''Wechsel'' in der Person der 
Geschifts1eiter anzeigepf1ichtig ist, scheint klarer, als die nunmehrige For­
mulierung "jede Änderung" in der Person der Geschäftsleiter. 

Z. 3: Es sollte prizisiert werden, was unter ''Bedingungen des Haftkapitals" zu 
verstehen ist. Hinsichtlich der ''Nettoauflösung von ROcklagen" müßte es "aus -
gewiesene ROcllagen" heißen. 

. -

Z. 7: Auch hier wire eine prizisere Formulierung \M1schenswert. 

ad S 11: 

Im Hinblick auf den - abzulehnenden - Artikel II des Entwurfes, wonach die Be­
zeichrung ''Kreditunternehmung'' generell durch die Bezeichnung "Bank" zu erset­
zen ist, erscheint die Beibehaltung von § 11 Abs. 7 KWG 1979 nicht mehr sinn­
voll. 

ad S 12: 

Die vorgesehenen Haftkapita1erfordernisse sind auch international gesehen sehr 
hoch. Sie werden nur bei entsprechend lingeren Ubergangsfristen und jedenfalls 
nur dann erreichbar sein, wenn die wirtschaftlichen Utnweltredingungen flan -
1derend geindert werden. 

Abs. 2: 

Das Haftkapital dient der Unterlegung von Risiko. Es ist daher ungerechtfer­
tigt, auch völlig risikolose Bilanzposten mit Eigenkapital zu unterlegen, so­
mit müßten die flüssigen MitteI l. und 2. Grades (soweit es sich nicht um 
Valuten - oder Devisenpositionen handelt) von der Bemessungsgrundlage für das 
Haftkapital abgezogen werden. 

Bei Zentralinstituten mOßte weiters die Bemessungsgrundlage um jenen Betrag 
gekOrzt werden, der den Z�schenbankeinlagen von angeschlossenen Instituten 
entspricht. Andernfalls wUrde es zu einer Mehrfachunterlegung von Einlagen 
durch Haftkapital kommen. 

Auch sollten Haftungen im Zwischenbankverkehr herausgenommen werden, da sonst 
im Falle einer Haftung für Kredite anderer Banken diese Kredite doppelt mit 
Haftkapital unterlegt werden mOßten. 

In Z. 2 sollte das Wort "Eventualverpflichtungen" im Interesse einer einheit­
lichen Tenninologie durch das Wort "EventualfordetuJ\llen" ersetzt werden. 

Was die Bestimmung der Z. 3 anlangt, wonach das Haftkapital filr Geldforderun­
gen, die durch Pfand- uDalrommuna10bligationen nach den Bestimmungen des 
Pfandbriefgesetzes und des Hypothekenbankengesetzes refinanziert sind, 2,25 , 
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hetragen muß, ist darauf hinzuweisen, dar auch andere Banken Kredit� g�hren, 
die nach den gleichen Grundsätzen besichert sind. t� Wettbewerbsverzerrungen 
zu vermeiden, müßte auch für diese Kredite der Unterlegungssatz von 2,25 t 
gelten. 

Z. 4 ist ersatzlos zu streichen. Wie auf Seite 4 der Erläuterungen richtig 
festgestellt �rd, soll der verfassungsrechtliche Gleichheitssatz als zentra­
ler Grundsatz der Wettbewerbsneutrali tät im Wirtschaftsaufsichtsrecht beson­
ders sorgfn tig beachtet werden. Dementsprechend sind Privilegien fOr die 
Österreichische Postsparkasse, die jedenfalls de facto als Vollbank agiert, 
völlig ungerechtfertigt. 

Im Ubrigen erscheinen die in Abs. 2 vorgesehenen Verordnungsermlchtigungen fOr 
den Bundesminister fOr Finanzen zu wenig determiniert. Bei der Verord�ser­
mächtigung hinsichtlich des Ausmasses des Haftkapitals mOSte im Obrigen aus 
GriJnden der Logik "erh6hen" durch das Wort "veriindem" ersetzt werden. 

Abs. 4 Z. 2: 

Der Haftsunmenzuschlag der Genossenschaftsbanken muf\ grundsätzlich erhalten 
bleiben. Die Genossenschaft ist eine Unternehmensform eigener Art. Eines ihrer 
typischen Merkmale ist die solidarische Haftung ihrer Mitglieder nicht nur mit 
dem Geschäftsanteil, sondern mit der in der jeweiligen Satiungtestgelegten 
Haftsunme. Diese Haftstmmle ist konse�enteIlo1eise bei der Bemessung des Eigen­
k apitals zu berOcksichtigen, da sie den Gläubigem der Genossenschaft zusätz­
liche Sicherheit gewährt und damit die Garantiefunktion von Eigenkapital er­
fOll t. Zu Recht hat dies bisher der Gesetzgeber anerkannt. Wissenschaftliche 
Gutachten, die deutsche KWG-Novelle 1985 sowie das Eigenmittelkonzept der 
Europäischen Gemeinschaft ordnen den Haft summen zu schI ag dem haftenden Eigen­
kapital einer Genossenschaftsbank ausdrOcklich zu. 

Der Haftsunmenzuschlag muf daher ztmächst ztunindest in lijhe von SO t und nach 
einer Ubergangsfrist von zumindest 10 Jahren in li>ne von 25 \ als Bestandteil 
des Eigenkapi tals einer Genossenschafts� anerkannt werden. 

Abs. 8: 

Die Berechtigung zur Prüfung der Prospekte im Zusammenhang mit der Ausgabe von 
Partizipationskapital mGfte konsequenterweise nicht nur WirtschaftsprOfern, 
sondern generell den in § 24 vorgesehenen BankprOfern zukommen. 

Beim Zutrittsrecht der Inhaber von Partizipationsscheinen zur Generalversamm­
lung sollte unseres Erachtens zumindest die Geltung des Bankgeheimnisses auch 
fOr diese Personen in der Novelle ausdrOcklich normiert werden. 

Abs. 10: 

Im Interesse der Eigenkapitalausstattung erscheinen die im Entwurf vorgese­
henen Sätze fOr die HaftrOcklage als zu gering. Um den unterschiedlichen Gege­
benheiten bei den Banken der einzelnen Sektoren Reclmung zu tragen, schlagen 
wir einen Mindestsatz von 1, 5 , und einen Höchstsatz von 2, 5 , der Aktivposten 
der Jahresbilanz und einen Satz von I , der Eventualforderungen vor. Die Son­
derregelung �eT Z. 3 fOr die Österreichische Postspar�ßsse ist i� Interesse 
der Wettbewerbsn�lität entschieden abzulehnen. 
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Abs. 11: 

FOr die in Z. 4 vor�esehenen Schuldverschreibun�en wird nonniert, daP, fOr die 
ausgebende Eänf die Banken des je�ili�en Sektors haften sollen. Da eine Haf­
tu� aller Mitglieder eines Fachverbandes in der Praxis undurchfOhrbar ist, 
müßte es heifen "sofern für die ausgebende BanJc: jene Banken des jewei ligen 
Sektors haften, �lchen der Erlös zur VertOgung gestellt wi rd." Andernfalls 
mOßten die betroffenen Emissionsinstitute wohl liquidiert werden. 

Zu den Ubergangsbestimmungen zu § 12 (Artikel 111, Abs. 2) erlauben wir uns, 
fOlgendes auszUfmtren: 

In Z. 1 1it. b ist unter anderem vorgesehen, daß nach dem 31.12.1984 vorgenom­
mene Erfi61lungen von HaftstlllJJlen je Geschlftsanteil außer Betracht bleiben sol­
len. Dieser Termin, mOßte im Hinblick auf den geplanten Zeitpunkt des Inkraft­
tretens der Novelle durch den 31.12.1985 ersetzt �rden. 

Z. 1 1it. c geht davon aus, daß die Relation Haftkapital zu den Aktiven zum 
Zeitpunkt des Inkrafttretens der Novelle unterschritten �rd. Die Formulierung 
'1>ie Relation des Haftkapitals • • •  darf bis zum 30.6.1991 • • •  die zum Inkraft­
treten dieses Bundesgesetzes erreichte Relation zu den Aktiven nicht unter­
schreiten" wird dann sinnwidrig, wenn die Haftkapitalertordernisse zun Zeit­
punkt des Inkrafttretens der Novelle überschritten werden. �ine·Klarstellung, 
daß lit. c bei Ubererf011ung des notwendigen Haftkapitals nicht gilt, er­
scheint unbedingt erforderlich. 

Weiters kann lit. c hinsichtlich des '�ftkapitals unter Hinzurechnung 
satzungsgem§ß festgesetzter Haftungsbeiträge" wohl nur so verstanden werden, 
daß hier die in lit. b vorgesehene Absenlwng der Haftungsbetrige jährlich lJI!I 
ein FUnfte1 nicht Platz greift. Andernfalls müßte die janrliche Kürzung der 
Haftungsbeiträge jeweils durch anderes Haftkapital ersetzt werden, was 
sicherlich nicht gemeint sein kann. Auch diesbezOglieh erscheint eine 
KlarsteIlung geboten. 

In Z. 2 1it. b stellt das Zitat von § 12 Abs. 10 offensichtlich ein Redakti­
onsversel'1en dar. Dieses Zitat übersieht lit. a der in Rede stehenden Uber­
gangsbestimmung, richtig mOßte es daher - wie im lit. e - heißen "Ubersteigt 
jener Betrag der HaftrOcklage gemäß li t. a • • • " 

Generell ist zu den gegenstindlichen UbergangsbestilllllJUJlgen zu fordern, die 
Postsparkasse im Interesse der Wettbewerbsneutralität den übrigen Banken 
gleichzustellen. 

ad § 12 a: 

Abs. 1: 

Gemäß Abs. 1 sind mittelbar gehaltene Eigenkapitalanteile dann einzubeziehen, 
wenn sie durch ein Unternehmen vermittelt �rden, an dem die fibergeordnete 
Bank mindestens 2S , der Eigenkapitalanteile hält. Hier erscheint es gerecht­
fertigt, das Wort "mindestens" durch die Worte ''mehr als 25 \" zu ersetzen, 
zuma1 im deutschen Kreditwesengesetz diese Grenze bei SO , liegt. 
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Abs. 6: 

FOr die dezentralen Sektoren ist es zur Aufrechterhalt� ihrer Strukturen 
unumgäng lich, daß Betei]i�ungen an Zentralinstituten und Beteiligungen von 
sektoralen Eigenkapitalaufbringungsgesellschaften an Instituten d es Sektors 
von der Pflicht, Anteilsrechte an einer anderen Bank vom e igenen Haftkapital 
abzuziehen, ausgenommen werden. 

Die im Entwurf vorgesehene Regelung einer HaftkapitalerfOllung auf der Basis 
einer konsolidierten Bilanz des Gesamtsektors nimmt auf die Besonderheiten der 
dezentralen Strukturen nicht Bedacht, sie bedeutet nur ein'kurzfristiges Ver­
decken der Nachteile der dezentralen Sektoren, auf Dauer gesehen jedoch eine 
Zerstörung der bewfhrten Strukturen. 

ad S 13: 

Abs. 1 und Abs. 3: 

Eine gleiche Regelung der Großveranlagungen fOr alle Banken, ohne ROcksicht 
auf ihre Größenordnung zu nehmen, ist wettbewerbsverzerrend und würde bedeu­
ten, daß Ungleiches gleich behandelt �rd. Die Filiale einer Großbank könnte 
Kredite entsprechend dem Haftkapital der Hauptanstalt vergeben, eine Raiff­
eisenkasse hingegen nur entsprechend ihrem eigenen Haftkapital; ohne die Haf­
tung des Verbundes zu berOcksichtigen. Abgesehen davon, daß dies einen folgen­
schweren Eingriff in die Konkurrenzsituation des österreichischen Kreditge­
werbes bedeutet, würde damit die Raiffeisenkundschaft gegenüber dem traditio­
nellen Kunden der Großbanken diskriminiert werden. Weder die vorgesehene Frei­
grenze von 1 Mio S, die nur einigen wenigen, sehr kleinen Raiffeisenkassen zu­
gute käme, noch der in den Erläuterungen vorgeschlagene Weg von Kons6rtial­
krediten können diese Tatsache abschwächen. Die neue Kreditregelung hätte' 
zwingend einen Konzentrationsprozeß zur Folge und damit eine Gefährdung des 
föderalen und lokalen Aufbaus der Raiffeisen -Geldorganisation, das bedeutet in 
Weiterer Folge auch eine Gefährdung von Arbeitsplätzen. 

Für kleinere und mittlere Unternehmungen der dezentralen Sektoren der öster­
reichischen Kredit�rtschaft muß der Verbund daher in Fonn eines Verbundszu­
schlages berOcksichtigt werden, wobei wir uns eine dahingehende Lösung vor­
stellen könnten, daß Banken, die einem Zentralinstitut angeschlossen sind und 
deren Bilanzsumme S Milliarden Schilling nicht übersteigt, eine Erhöhung der 
in Abs. 1 und Abs. 3 genannten Grenzen lIn das Dreifache zuerkannt wird, somit 

4S , des Haftkapitals als Grenze für die aufsichtsratspflichtige Groß­
veranlagung, 
ISO' des Haftkapitals als absolute Obergrenze und 
das 24fache des Haftkapitals für die Summe aller Gro�veranlagungen. 

Wei ters mOßten aus dem zu S 12 a Abs. 6 genannten Grund Anteilsrechte an Zen­
tralinstituten von den Aktivposten der Bilanz ausgenommen werden. 

Analog zur entsprechenden Bestinummg von § lS Abs. 4 KWG 1979 müßte Abs. 3 
schließlich um einen Satz ergänzt werden, wonach Kredite von Zentral instituten 
an Waren- und Verwertungsgenossenschaften desselben Sektors ISO \ des Haft­
kapitals erreichen dOrfen. Die Gründe fOr diese Regelung des KWG 1979 sind 
auch heute unverändert gegeben. 
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Abs. 4: 

Die in Z. ] vorgesehenen Ausnahmen fOr Bund, Länder und die Gemeinde Wien 
sollten auch far Gemeinden und Kommunalverbände gelten. Ebenso �ren Anlagen 
in fest verzinslichen Wertpapieren und Einzelkredite auszunehmen, die Ober eine 
Sektoreinrichtung abgesichert sind. 

Z. 3 sollte gramnatikalisch umfonnuliert werden, lIn klar zum Ausdruck zu brin­
gen, daß nur die Widmungseinlagen den Abs. 1 bis 3 tmterliegen. 

In den Ausnahmekatalog des Abs. 4 mOßten weiters aus den zu § 12 a Abs. 6 ge­
nannten Granden Anteilsrechte an Zentralinstituten aufgenommen werden. 

In den Ubergangsbesti�en (Artikel III, Abs. 4) mOßte der fOr die einzelne 
Großveranlagung offenS1C:tlich willkOrlieh festgesetzte Stichtag 1. Oktober 
1985 das Inkrafttreten der Novelle treten. 

ad § 14: 

Abgesehen davon, daß die Bestimmungen der Abs§tze 2 und 4 trotz der in den 
Erläutertmgen genannten "modernen EDV -gestOtzten InsUunente" nicht mehr ad­
ministrierbar erscheinen, gefährdet Abs. 7 Z. I den Verbund der dezentralen 
Sektoren. Eine 75 \ige durchgehende Liquiditätshaltung für ·Einragen bei Zen­
tralinstituten wUrde die Ertragslage dieser Zentralinstitute einschneidend 
verschlechtern und damit auch zu einer Ertragsschwächung der Prim§rstufe füh­
ren. Dies wUrde aber den Zielsetzungen der Novelle diametral entgegenstehen. 

In der vorliegenden Fassung würde S 14 weiters den innersektoFalen 
Liquiditätsausgleich wesentlich er�chweren. 

ad § 14 a: 

Die in Abs. I genannten Limits für offene Fremdwährungspositionen von 25 \ 
b zw. 40 \ sollten auf 30 \ bzw. SO \ des Haftkapitals angehoben werden. Der 
Entwurf stellt weiters auf den "Geschäftsschluß" ab. Da der Devisenhandel rund 
lIIl die Uhr stattfindet, wäre "24 Uhr Ortszei t" klarer. 

In Abs. 3 und 4 sollten die Limits ebenfalls von 40 \ auf SO \ des Haftkapi­
tals angehoben werden. Weiters sollte das Wort "Stichtag" durch "Erhebungs­
zei tptDlkt" ersetzt werden. 

In Abs. 6 mOßten die Zinsen aus den Aktiv - und Passivposten gestrichen werden. 

§ 15: 

Das Erfordernis der 100\igen Haftkapitalunterlegung nunmehr auch von Beteili­
gungen am Zentralinstitut gef§hrdet den Verbund der dezentralen Sektoren, da 
in zahlreichen Fällen eine Reduzierung dieser Beteiligungen unvermeidbar wäre. 

Im Interesse der Erhaltung des Verbundes sind daher Beteiligungen an Zentral­
instituten sowie Beteiligungen von sektoralen Eigenkapitalaufbringungsge­
seIlschaften an Instituten des Sektors auszunehmen. 

Es darf in diesem Zusammenhang nicht übersehen werden, daß sich fOr den drei­
stufig orpanisierten Raiffeisensektor eine Vervielfachung der Haftkapitaler-
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fordernisse ergibt. Bereits in der ersten Stufe mit Haftkapital unterlegte 
Einlagen, die in d ie zweite Stufe weitergereicht werden, sind d ort ein zweites 
Mal zu unterlegen und in d er dritten Stufe ein d rittes �l. Sehr wesentliche 
Teile d er Bilanzsumme der zweiten und d ritten Stufe sind d aher mehrfach d urch 
Haftkapital gedeck t. 

Das gleiche gilt fOr die vorgesehene Einbeziehung der Betriebs- und Geschäfts­
ausstattungen. Sie stellen ein notwendiges Gebrauchsverm6gen, also ein 
Hilfsmittel zur ErfOllung der Aufgaben einer Bank dar. Die Notwendigkeit ihrer 
Unterlegung mit Haftkapital würde die technische Ausstattung fOr die Zukunft 
behindern, zumal es sich hier um sehr erhebliche Betrige (EDV -Ausstattung!) 
hardelt. 

Sollte der Haftsummenzuschlag der Genossenschaftsbanken tatsichlich reduziert 
werden, w§ren zahlreiche Raiffeisenkassen durch die Anlagen in Bankgebluden 
vor un16sbare Probleme gestellt. Es mUßte daher in § lS  eine Bestimmung aufge­
nanmen werden, wnach Anlagen in Bankgebätxfen auch durch zweckgebundene 
fristenkonforme Refinanzierungen unterlegt werden können. 

ad § 16: 

Zweck dieser Bestimmung ist es, den Banken Kenntnis darüber zu verschaffen, ob 
ein Kreditnehmer bereits bei anderen Kreditunternehmungen Kred{te in Anspruch 
genommen hat, die eine weitere Krediteinräumung nicht rechtfertigen. Eine der­
artiges Schutzbedürfnis fehlt sowohl bei den Zwischenbankkrediten als auch bei 
Krediten innerhalb der Genossenschaftssektoren an Genossenschaften. Wie in § 
16 Abs. 4 KWG 19 79 w§ren daher solche Kredite von der Meldepflicht auszunehmen. 

Andererseits wird dem SchutzbedOrfnis insofern nicht voll Rechnung getragen, 
als nunmehr nur auf Anfrage einer Bank Auskunft über die gemeldeten Kredite 
gegeben werden soll. Die in § 16 Abs. 3 KWG 1979 nonnierte automatische Ver­
ständigung der Beteiligten Banken sollte daher beibehalten werden. 

ad § 1 7: 

Bei den Bestillll1Ungen des Abs. 4 über Kredite bei Organverflechtungen zwischen 
Bank und Kreditnehner fehlt die im Kreditwesengesetz 19 79 getroffene Dar­
stellung, daß die Generalversammlung nicht als Organ im Sinne dieser Bestim­
mung gilt. Die Generalversammlung muß aber weiterhin ausgenommen bleiben, an­
dernfalls die gesetzlichen Vorschriften nicht praktikabel, bei Inhaberaktien 
sogar unmiSglich W§ren. 

ad § §  18 und 19: 

Wir vermissen eine Ergänzung von § 18 KWG 19 79 dahingehend, daß die Verwendung 
der Bezeichnung "Sparurkunde" ausschließlich Banken vorbehalten ist. Zu be­
grOßen ist die Einführung einer den Anlagecharakter von Spareinlagen stärken­
den Respirofrist in § 19 Abs. 3, WOnschenswert W§re jedoch auch eine nähere 
Regelung der Vorschußzinsen in § 19 Abs. 4. 

ad § 20: 

Der in der Novelle vorgesehene Entfall des zweiten und dritten Satzes in 
Abs. 2 (gesetZlicher Eckzinsfuß) und des dritten Satzes in Abs. 3 (�hstzins-
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satz fOr ein Habenzinsabkommen) ist im Interesse d er Aufrechtserhaltu� der 
bewährten Ord nung abzulehnen. 

ad § 21: 

In Abs. 2 sollte der Wertstellungstag nicht der folgende ''Tag'' sondern der 
folgeIlde "Geschäftstag" sein. 

ad § 21 a: 

Im Interesse der Administrierbarkeit sollte fOr die in den Abs!tzen 2, 3 und 5 
vorgesehenen Bekanntmachungen an den Verbraucher klargestellt werden, daß eine 
Bereitstellung in Form banklagernder Post ausreicht. Dem SchutzbedOrfnis der 
Konsumenten wOrde dadurch wohl ebenfalls voll entsprochen werden (u • • •  be­
karmtzugeben, sofern in diesem Zei trallll Kontobewegtmgen stattgefunden haben"). 

Weiters erscheint die in Abs. 5 vorgeschriebene Bekanntgabe des jeweiligen 
Kontostandes wenigstens einmal monatlich nur dann sinnvoll, wenn kontobewe­
gungen stattgefunden haben. Abs. 5 sollte daher entsprechend erg§nzt werden. 

ad § 23: 

Hier fehlt die Klarsteilung in Abs. 2 Z. 1, daß das Bankgeheimnis im Zusammen­
hang mit einem bereits eingeleiteten Strafverfahren nur gegenaber dem Beschul­
digten aufgehoben ist. 

Korrespondierend zur Neufassung von § 89 Abs. 4 des Finanzstrafgesetzes wäre 
weiters die Verankerung eines Beweisverwertungsverbotes auch im kreditwesen­
gesetzwllnschenswert. 

ad § 24: 

Abs. 4 Z. 3: 

Die Revision durch die gemischten Verbände der Raiffeisenorganisation hat sich 
seit Jahrzehnten als effektiv e�esen und zu keinerlei Kritik Anlaß gegeben. 
Es besteht kein Grund, dieses bewährte und fOr die geprOften Genossenschaften 
kostengünstige Instrument zu zerschlagen. Folgende Gründe sprechen far die 
Beibehaltung der gemischten Verb!nde: 

1. Der optimale Informationsfluß zwischen den Raiffeisenkassen und dem Verband 
durch den tlglichen Einblick in die gesch!ftliche Entwicklung der einzelnen 
Kassen. Es kann nur im Interesse der Aufsichtsbehörde gelegen sein, daß 
Fehlentwicklungen nicht erst nach Ablauf eines Geschäftsjahres, sondern 
laufend durch beglei tende Kontrolle erkannt werden. In der Praxis hat sich 
die Effizienz der PrQfung im Rahmen der gemischten Verb!nde nachweislich 
bewährt. 

2. Der optimale Infonnationsfluß zwischen den gemischten Verbänden und der 
Aufsichtsbehörde, da die fOr eine durchgreifende und pennanente Aufsicht 
erforderlichen Daten besonders bei gemischten Verbänden im lD1Dittelbaren 
und jederzeitigen Zugriff stehen. 

3. Die besondere Verantwortung in Ansehung der Verpflichtung des gemischten 
Verbandes fOr das Einstehen zu seiner PrOfungstätigkeit. 

18/SN-218/ME XVI. GP - Stellungnahme (gescanntes Original)16 von 21

www.parlament.gv.at



- 10 -

4. Auch bei einem gemischten Verband ist die absolute Unabhängigkeit der Prü­
fungstätigkeit des ein zelnen BankprOfers (Revisors) gesichert, da schon 
nach den Bestimmungen des Genossenschaftsrevisionsgesetzes und der Genos­
senschaftsrevisionsverordnung d er Revisor der Trä�er der PrOfung ist. Seine 
Aufgaben, seine Unabhängigkeit und d er Umfang seiner Prttfungstätigke i t sind 
in diesen Bestimmungen ganz im Sinne d er dem Entwurf zugrundeliegenden Id ee 
definiert. 

Wenn schon gemäß § 24 Abs. 4 Z. 4 ein BankprOfer akzeptabel ist, der bis zu 
30 , seines Gesamtjahreshonorares von der zu pri.lfenden Bank. bezieht und gemäß 
Z. 5 ein BankprOfer, bei dem die zu pr(Jfende Bank nicht "wesent] ich" (Abgren­
zung?) zu seiner Finanzierung beiträgt, so kann wohl auch ein gemischter Ver­
band nur posi ti v bewertet werden. § 24 Abs. 4 Z. 3 hätte daher zu lauten: "der 
BankprOfer an der zu prOfenden Bank beteiligt ist." 

Abs. 4 Z. 7: 

Jahrzehntelange Erfahrung hat gezeigt, da� das Zusanunenwirken von Revision tmd 
Interessenvertretung wesentlich zur Hebung der Effizienz der Prüfung beigetra­
gen hat. So sieht beispielsweise der § 3 GenG -Novelle 1934 vor, daß, um Fehl­
entwicklungen im Interesse der Gesamtorganisation zu vermeiden, dem Ansuchen 
einer den Gegenstand der Unternehmung betreffenden Satzungsinderung eine 
schriftliche Zustimmungserklärung des Revisionsverbandes angeschlossen sein 
muß. 

Es kann daher kein Ausschließungsgrund sein, daß die PrOfungseinrichtungen 
neben der Beratung und DepotprOfung auch die Interessenvertretung der Genos­
senschaften zum Gegenstand haben. 

Durch den Ausschluß der Interessenvertretung würden aber auch satzungsmllig 
vorgesehene Zustimmungen des Prafungsverbandes, beispielsweise zur Bestellung 
von Geschäftsleitern, zum Eingehen von Beteiligungen, zur Errichtung von 
Zweigstellen, etc. im Sinne einer begleitenden Kontrolle in Frage gestellt. 

Die Unabhängigkeit des BankprUfers ist nicht beeinträchtigt, weil Revision und 
Interessenvertretung von verschiedenen Personen ausgeübt werden. 

Abs. 6: 

Die Bestimmung, wonach die Bestellung von BankprUfern dem Bundesministerium 
fOr Finanzen unverzOglich schriftlich anzuzeigen ist tmd dieser innerhalb 
eines Monats die Bestellung eines anderen PrUfers verlangen kann, ist in der 
Praxis nur sehr schwer durchfahrbar. Im Falle von Erkrankungen, Unfällen oder 
sonstigen nicht vorhersehbaren Verhinderungen eines zunlchst gemeldeten 
PrOfers, mOßte fOr die Revision einer Bank, jeweils unter Bedachtnahme auf die 
l-Monats -Frist, wiederholt ein anderer BankprOfer bestellt werden. Solche 
besonderen Umstände machen aber die Erstellung eines llngerfristigen PrOfungs­
planes, der nach dem Gesetz notwendig wlre UIlD6gUch. 
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FOr PrOfungsorgane eines Prilfungsverbandes mOBte die gesetzl ich vorgesehene 
Auswahl der Prilfer, bei der ohnedies auf das Vorliegen allHHliger Aus­
schließungsgrOnde Bedacht zu nehmen ist, durch den Verband und die Eintragung 
dieser PrOfungsorgane in die Revisorenliste beim zuständigen Oberl andesgericht 
genOgen. 

Abs. 7: 

Die Teilnahme des BarikprOfers an den Beratungen des Aufsichtsorganes aber den 
Jahresabschluß kann doch nur so verstanden werden, daß die PrOfung des Jahres­
abschlusses durch den BankprOfer bereits abgeschlossen sein muß. Um Mißver­
stindnisse auszuschließen, mOßte die Formulierung daher lauten: 

" • • • an den Beratungen der nach Gesetz und SatzWlg bestehenden Aufsichtsorgane 
Ober den vom BankprOfer geprOften Jahresabschluß hat dieser als sachverstln­
dige Auskunftsperson teilzunehnen." 

Abs. 8: 

Hier werden im ersten Satz jene Verstöße normiert, die vom BankprOfer dem B\Dl­
desminister fOr Finanzen anzuzeigen sind. Der zweite Satz gibt dem BankprOfer 
die �lichkeit, die Bank zu veranlassen, innerhalb einer Frist von llngstens 
einem Monat solche M!ngel zu beheben. lb dies klarzustellen, .wite es notwen­
dig, das Wort "hiebei" im zweiten Satz nach ''handelt es sich" einzufOgen. 
Die Formulierung mOßte daher lauten: 

"Handelt es sich hiebei jedoch um kurzfristig behebbare geringfOgige Mlngel • • •  " 

Abs. 10: 

Mit ROcksicht auf die in § 24 Abs. 8 normierte Krisenwarnpflicht erscheint es 
nicht notwendig, einen eigenen bankaufsichtlichen PrOfungsbericht zu erstel­
len, zumal die im Abs. 9 verlangten Prüfungsfeststellungen auch schon bisher 
im sogenannten "Zusammengefaßten Pt1lfungsergebnis" enthalten sind. Ein eigener 
bankaufsichtlicher PrQfungsbericht wUrde somit nur einen erhöhten Verwaltungs­
aufwand und damit erhöhte Kosten bedeuten. 

Abs. 11: 

Die Pflicht, JahresabschlOsse ab einer Bilanzsumme von 300 Mio S zu veröffent­
lichen, ist wettbewerbsverzerrend. Eine nicht zur Bilanzveröffentlichung ver­
pflichtete Zweigstelle einer Großbank kann sich an Hand der zu veröffentli­
chenden Bilanz eines kleinen Konkurrenzinstitutes aber dessen Gesch§ttsstrtik­
tur informieren. Die Grenze fOr die Veröffentlichungspflicht sollte daher auf 
5 Mrd S angehoben werden. 

Abs. 13 tmd 14: 

Die hier vorgesehenen Monats- Wld �artalsberichte an den Bundesminister fOr 
Finanzen und die Oesterreichische Nationalbank verursachen einen 1callll zu be­
wlltigenden Verwaltungsaufwand. Die derzeitigen monatlichen Zwischenausweise 
enthalten eine POlle ausreichender Daten. Es ist auch nicht einzusehen, wel­
chen Wert es fOr die Aufsichtsbehörde haben soll, vierteljährlich die Gewinn­
und Verlustrechnung einer kleinen Bank zu erhalten. 
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Die geplante wesentliche Verschirfung der Berichtspflicht würde insbesondere 
bei kleineren Banken zu einem aufgebllhten Verwaltungsaufwand und einer erheb­
lichen Kostenbelastung fahren, ohne durch das Ergebnis im geringsten gerecht­
fertigt zu sein. 

3d S 25: 

Nach Abs. 3 Z 3 kann die Aufsichtsbehörde eigene PrOfer beauftragen. Diese 
dOnen in den GeschMtsrlumen der Bank Amtshandlungen ill Sinne eines schrift­
lichen PrOfungsauftrages vornehnen. 

Unverstindlich erscheinen daher die AusfOhrungen in den Erlluterungen zu S 2S 
( 3)  Z 2 - 3, wnach die eigenen PrOfer lIittels lUlvermuteter PrOftmgen die 
Tätigkeit der BankprOfer kontrollieren können. Die vom Gesetzgeber gel«> II te 
Stlrkung der Stellung des unabhlngigen BankprOfers darf te durch diese AusfOh­
rungen in den ErUuterungen nicht errreicht �rden. Vielmehr wird die Autori­
tlt eines Banlq>rOfers bzw. des PrOfungsverbandes untergraben. 

ad § 24 a: 

Gegen die Verpflichtung zur Einrichtung einer internen (ontrolle besteht kein 
Einwand, doch sollte die Prtlftmg der "Zweckmäßigkeit" durch ''Wirtschaftlich-
keit" ersetzt werden� • 

ad § 31: 

In Abs. 1 könnte die Aufzählung der geschOtzten Girokonten durch das Wort 
"Ve rb rauche rg i rokonten" zusammengefaßt werden. 

Im Obrigen ist es absolut unzumutbar, EinlagensicherungSeinrichtungen eines 
Sektors zur Deckung von Verlusten eines anderen Sektors heranzuziehen. Dies 
wUrde zu einem Sinken der Bereitschaft fOhren, im eigenen Bereich Problem­
lösungen zu finden. Jene Sektoren, die ihre Schwierigkeiten aus eigenem gemei­
stert haben, können nicht gezwungen �rden, für die Fehler anderer zu zahlen. 

ad Artikel II: 

FOr den Ersatz der Worte "KreditWlternehnung" und "Kreditapparat" durch die 
Worte "Bank" und ''Bankwesen'' sehen wir keinerlei Anlaß. 

ad Artikel I I I: 

Im Interesse eines realistischen Anspruchsniveaus muß fOr alle Banken die 
EinrällJl\lI1g jener Ubergangsfristen gefordert werden, wie sie der Entwurf 
derzeit fOr die Österreichisehe Postsparkasse vorsieht, wbei aus Grflnden der 
Wettbewerbsneutralität Sond.erfristen fOr die Postsparkasse zu entfallen haben. 

Im Obrigen verweisen wir auf unsere AusfOhrungen zu den Ubergangsbestim­
mungen bei den jeweils betroffenen Paragraphen. 
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3d Artikel V: 

lÖrperschaftsteuergesetz: 

Es ist nicht ersichtlich, warum ein neuer § 1 5 a löStG geschaffen wird, wo 
doch diese Regelungen mit Ausnahme der Verwendung und Zufahrung der RtJcklage 
schon im § 12 Z. 3 geregelt sind. Besser wiire es wohl, auch die Vervendtmg und 
folgende ZufWlnmg der HaftrOcklage im § 12 Z. 3 zu behandeln. Dies UIIsanehr, 
als im Artikel 11 zur vorliegenden Novelle des lörperschaftsteuergesetz fOr 
die GewinneI'llittlung von Banken in der Rechtsform einer Personengesellschaft 
des Handelsrechtes nur § 15 a, nicht jedoch S 12 Z. 3, als aBiendbar erkllrt 
wird. Es ist somit eine dieser beiden Bestimungen - entweder § 12 Z. 3 oder 
S IS a - entbehrlich. 

BegrOßt wird die neue Fassung des S 22 Abs. 2 Körperschaftsteuergesetz, der 
den lreditgenossenschaften den gespaltenen Körperschaftsteuersatz fOr Ge­
schäftsanteilsverzinsungen gewährt. 

Gewerbesteuergesetz: 

Im S 7 Z. 2 GewStG werden die Bestimmungen Ober die Hinzurechnung von Dauer­
schuldzinsen bei ''Kreditinstituten'' neu geregelt. Diese Neuregelung trifft im 
wesentlichen die sQgenannten "gemischten Verb§nde" und Raiffeisenkassen mit 
Warenverkehr. Es handelt sich dabei um Kreditgenossenschaften, die neben dem 
Bankgeschäft auch das Warengeschäft (Lagerhaus) betreiben. Auf Grund der jOng­
sten Rechtssprechung des Verwaltungsgerichtshofes kommt es bei der Beurtei­
lung, ob fOr Zwecke der Ermittlung von Dauerschuldzinsen ein "Kreditinstitut" 
(Bank) vorliegt, darauf an, ob das BankgescMft oder das Warengeschift aber­
wiegt. NUJlDehr soll die {begOnstigte)Berechnung der Dauerschuldzinsen nur mehr 
fOr die "Bankabteilung" gelten. Hereingenoounene- Gelder, Darlehen und Anleihen 
der Bankabteilung sollen nur insoweit als Dauerschulden gelten, als der Ansatz 
der zum Anlageverm6gen gehörenden BetriebsgrundsttJcke (einschließlich Gebiude) 
und dauernden Beteiligungen, soweit dieses Anlageverm5gen der AusfOhrung von 
Bankgeschiften dient, das entsprechende Eigenkapital Obersteigt. Gemiß der 
bisherigen Ubung sind fOr die in die Uberschußrechnung eingehenden Teile des 
Anlageverm6gens die entsprechenden Ansatze gemiß Bewertungsgesetz (Einhei ts­
werte bzw. Steuerkurswerte, gemeine Werte) sowie fOr das Eigenkapital der Ein­
bei tswert des Betriebsvermtsgens anzusetzen. Die Zuordrung der entsprechenden 
Teile des AnlagevermBgens zur Bankabteilung wird keine unaberwindlichen 
Schwierigkeiten bereiten. Anders sieht es jedoch bei der Ermittlung des "ent­
sprechenden Eigenkapitals" aus. Hier müßte der Einheitswert des Betriebsver­
lIögens, der selbstversUndlich Bank- und Warenabteilung umfaßt, aufgeteilt 
werden. Das Gewerbesteuergesetz kennt, wie auch andere Steuergesetzes, nicht 
die Auf teilung eines Steuersubjektes in zwei Teile nur zur Ermittlung der Be­
steuerungsgrundlagen. Das Gewerbesteuergesetz geht vielmehr von der recht­
lichen Einheit des Steuersubjektes (Gewerbesteuerpflichtiger) aus. Hier eine 
Auf teilung zu treffen, wire, abgesehen von technischen Schwierigkeiten, 
systemwidrig. Die Beurteilung, ob beim Steuersubjekt ein "Kreditinstitut" im 
Sinne des § 7 GewStG vorliegt, kam eben, wie der Verwaltungsgerichtshof aus­
gesprochen hat, nur durch das Uberwiegen des einen Betriebsteiles aber den 
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anderen festgestellt werden. Im Extremfall müßten sonst bei Banken sämtliche 
Tätigkeiten, die nicht als Bankgeschäfte anzusehen sind, �e z.B. Vermie­
tungen, herausgeschält werden. 

Wir bitten um Berücksichtigung unserer Ausführungen und empfehlen uns 

it orzOglicher chtung 
��IU DER lREDI��u�cEN� 

. � 
� ISEN 

Dr. Klauh 
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